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Resolution des NÖ Landtages betreffend „Faire Bedingungen für Klein- und Mittelbetriebe 
in der Landwirtschaft im Sinne der Nachhaltigkeit“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident! 
 

Im Sinne des Punktes A. des Beschlusses des Landtages von Niederösterreich vom  

27. Februar 2020, Ltg.-928-1/A-3/355-2020, hat die NÖ Landesregierung zu den im 

eigenen Wirkungsbereich gelegenen Angelegenheiten Folgendes auszuführen:  

 

Die Produktion nachhaltiger Lebensmittel und deren Nachfrage tragen u.a. zum Schutz 

der Natur und Umwelt, des Klimas und zur artgerechten Haltung von Tieren und dem 

Wohlbefinden und der Gesundheit der KonsumentInnen bei. Sie stärken die integrierte 

Landwirtschaft, in der hohe Qualitätsstandards und kurze Wege eingehalten werden. 

Außerdem leisten sie einen wichtigen Beitrag zur regionalen Wertschöpfung. Daher gibt 

das Land im Fahrplan nachhaltige Beschaffung bereits klare Regeln für den Kauf von 

Lebensmittel vor und forciert den Einkauf saisonaler, regionaler und biologischer 

Lebensmittel. 

 

Nahrungsmittel, die nicht im Inland bzw. in einem europäischen Land mit ausreichendem 

ArbeitnehmerInnenschutz erzeugt werden können wie z.B. Kaffee, Schwarztee, Kakao, 
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Bananen, müssen aus sozial fairer Produktion stammen (100 % faire Produkte bei der  

NÖ Landhausküche). 

 

Die 115 Großküchen der NÖ Landesverwaltung mit über 10 Mio. Mittagsportionen pro 

Jahr kaufen standardmäßig nahezu 100 % regional (NÖ, Ö) bzw. nach dem 

Bestbieterprinzip ein, bei einem durchschnittlichen Bioanteil von 35 % (Status 2018). Laut 

Fahrplan nachhaltige Beschaffung müssen durchschnittlich 30 % - im Sinne einer 

monetären Bewertung - der jährlich beschafften Lebensmittel kontrolliert biologisch 

erzeugt sein. Die NÖ Landhausküche liegt hier z.B. bei ca. 75 % Bioanteil. Damit 

entsprechen die öffentlichen Großküchen des Landes bereits jetzt den Zielen des 

aktuellen Programms der Bundesregierung, das eine 100 % regionale und saisonale 

Beschaffung in Verbindung mit einer Bio-Quote von 30 % bis 2025 und 55 % bis 2030 

vorsieht. 

 

Niederösterreich legt großen Wert auf Herkunftsnachweise der eingekauften Lebensmittel. 

Die Großküchen der Landesverwaltung und der Landesgesellschaften im Mehrheits-

eigentum des Landes preisen seit 2017 die Herkunft und Qualität der Lebensmittel auf 

dem Speiseplan oder am Aushang an – siehe Aktion „Gut zu wissen“ (seit 2016). 

ProduzentInnen und LieferantenInnen werden bereits angehalten, sich an anerkannten 

Qualitätsprogrammen (z.B. AMA Gütesiegel) und durch eine Mitgliedschaft bei einem 

anerkannten Tiergesundheitsdienst (z.B. Qualitätsgeflügelvereinigung QGV) zu beteiligen 

und zertifizierte Futtermittel wie GMP+, pastus+ oder QS zu verwenden. Am 04.05.2018 

wurden 10 NÖ Großküchen (Umweltzeichenträger) durch das BMLRT wegen ihres 

besonderen nachhaltigen Engagements ausgezeichnet. 

 

Ein strategischer Schwerpunkt der letzten Jahre war die Schulung und Sensibilisierung der 

Konsumentinnen und Konsumenten für bäuerliche und regionale Produkte. Mit der 

Initiative Erlebnis Bauernhof werden in Niederösterreich alle zertifizierten landwirtschaft-

lichen Exkursions- und Unterrichtsangebote für Kinder unter einem Dach gebündelt. Bei 

„Schule am Bauernhof" wird von Bäuerinnen und Bauern, die gerne ihre Haus- und 

Hoftüren öffnen, ehrlich und authentisch Bewusstseinsbildung rund um die Bedeutung der 

Landwirtschaft sowie Erzeugung verschiedener Qualitätsprodukte gemacht. Auch das 

Verständnis von Natur/Kultur und ProduzentInnen/KonsumentInnen kann so verbessert 

werden. 
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In Niederösterreich gibt es derzeit rund 135 Betriebe, die Schule am Bauernhof anbieten. 

Das Angebot wird von Kindern, Jugendlichen und PädagogInnen sehr gut angenommen 

und genützt. Die praxisnahe Vermittlung in den Bereichen Ernährung und Lebensmittel-

produktion wird dabei besonders geschätzt.  

 

Bei „Landwirtschaft in der Schule“ besuchen Seminarbäuerinnen die Schule und bringen 

Kindern und Jugendlichen ein realistisches Bild der regionalen landwirtschaftlichen 

Lebensmittelerzeugung näher.  

In Niederösterreich sind bereits rd. 180 Seminarbäuerinnen mittels Zertifikatslehrgang 

ausgebildet. Sie sind qualifiziert, Ernährungswissen in Theorie und Praxis kompetent zu 

erläutern. Sie wirken auch außerhalb der Schule und bringen Konsumenten und 

Konsumentinnen ein Bewusstsein für die regionalen, saisonalen und bäuerlichen 

Lebensmittel näher. 

 
Die Initiative „So schmeckt NÖ“ hat auch das Ziel, ProduzentInnen und KonsumentInnen 

von Lebensmittel zusammenzubringen. Auf der einen Seite werden Vertriebsoptionen 

aufgezeigt, auf der anderen Seite werden Konsumenten und Konsumentinnen über 

kulinarische Besonderheiten, regionale Spezialitäten und Raritäten, Rezepte und auch 

Bezugsmöglichkeiten informiert. Veranstaltungen aber durch Märkte z.B. Bauernmärkte 

schaffen Möglichkeiten, wo KonsumentInnen und ProduzentInnen in Kontakt treten 

können und auch ein Austausch über das Produkt und die Geschichten hinter dem 

Produkt erfolgt. Ein wichtiger Punkt dieses Austausches ist es, Verständnis füreinander zu 

schaffen. Einen wichtigen Aspekt spielen aber auch die Saisonalität und die kurzen 

Transportwege, damit wird auch für den Klimaschutz ein positiver Beitrag geleistet. 

 

 

Im Sinne des Punktes B. des vom Landtag von Niederösterreich in der Sitzung am  

27. Februar 2020 zum Beschluss erhobenen Antrages, Ltg.-928-1/A-3/355-2020, hat die 

NÖ Landesregierung den Antrag an das Bundeskanzleramt weitergeleitet. Das Bundes-

kanzleramt hat diesen dem Ministerrat in seiner Sitzung am 2. April 2020 zur Kenntnis 

gebracht und daraufhin dem zuständigen Bundesministerium für Landwirtschaft, 

Tourismus und Regionen zur weiteren Veranlassung übermittelt. 
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Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Tourismus und Regionen teilte nun in seinem 
Antwortschreiben folgendes mit: 

 

„Die „Gemeinsame Agrarpolitik“ (GAP) der Europäischen Union (EU) zielt nicht nur auf 

eine leistungsfähige und die natürlichen Ressourcen schützende Landwirtschaft ab, 

sondern auch auf die Entwicklung des ländlichen Raums insgesamt. Österreich setzt eines 

der größten Programme für die ländliche Entwicklung in der gesamten EU um. Dies 

deshalb, weil die österreichische Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern die 

EU-Mittel für den ländlichen Raum mit nationalen Mitteln in etwa verdoppelt. Damit steht 

ein gut dotiertes Programm für ländliche Entwicklung zur Verfügung, das zwar auf die 

Landwirtschaft fokussiert ist, aber die ländlichen Regionen insgesamt unterstützt. Für die 

Gestaltung der GAP nach 2020 hat die Europäische Kommission am 01. Juni 2018 ihre 

Vorschläge vorgelegt. Auf Basis einer Folgenabschätzung hat sie vorgeschlagen, die 

meisten Maßnahmen im Prinzip fortzuführen, aber auch neue Impulse zu setzen. Einer der 

zentralen Aspekte der Vorschläge der Europäischen Kommission zur GAP für die Zeit 

nach 2020 ist eine gesteigerte Umwelt- und Klimaambition. Dies soll unter anderem damit 

erreicht werden, zukünftig einen Teil der Direktzahlungen für sogenannte „Öko-

Regelungen“ aufzuwenden. Über die Baseline hinausgehende Umweltleistungen sollen 

damit bereits in der 1. Säule der GAP abgegolten werden. Die konkrete Maßnahmenaus-

gestaltung obliegt den Mitgliedsstaaten, wobei eine Teilnahme den Landwirtinnen bzw. 

Landwirten unabhängig der Betriebsgröße freisteht. 

 

Anders als andere Mitgliedsstaaten setzt Österreich schon jetzt auf ein starkes Agrar-

umwelt- und Klimaprogramm (ÖPUL) in der 2. Säule der GAP und legt damit einen starken 

Fokus auf eine ökologische und nachhaltige landwirtschaftliche Produktion. Dies stellt ein 

bewährtes System dar, was sich in einer sehr hohen Teilnahmerate erkennen lässt. Für 

Österreich ist die Beibehaltung eines ausreichenden Spielraums für solche Agrarumwelt- 

und Klimamaßnahmen in der 2. Säule in der zukünftigen GAP maßgeblich. 

 

Ein stärkerer Fokus auf Klein- und Mittelbetriebe wird in den Vorschlägen der Euro-

päischen Kommission durch eine verpflichtende Kürzung der Direktzahlungen ab 

60.000,00 Euro unter Einrechnung der Arbeitskosten mit einer absoluten Obergrenze von 

100.000,00 Euro je Betriebsinhaber angesprochen. Österreich unterstützt in den 
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Verhandlungen den Vorschlag der Europäischen Kommission. Ergänzend dazu schlug die 

Europäische Kommission eine verpflichtende Umverteilungsprämie vor. Dabei ist es 

wichtig, bei der Gestaltung der Interventionen Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. 

 

Die nationale Diskussion zur Ausgestaltung der zukünftigen GAP-Periode in Österreich 

wird derzeit auf verschiedenen Ebenen unter Einbeziehung aller Stakeholder geführt. 

Dabei werden entsprechende fachliche Vorschläge erarbeitet, welche schlussendlich zu 

einem Gesamtpaket zusammengefügt werden müssen. Es ist jedoch auch anzumerken, 

dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu den Vorschlägen noch keine endgültige Rats-

position und keine Position des Europäischen Parlaments vorliegt. Die finalisierten 

Verordnungen, welche die Basis für die nationale Ausgestaltung bilden, werden erst nach 

Abschluss der Diskussion zwischen Europäischer Kommission, Rat und Europäischem 

Parlament vorliegen. 

 

Zentrale Prämisse des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 

ist auch zukünftig eine wettbewerbsfähige, multifunktionale und flächendeckende Land- 

und Forstwirtschaft auf Basis bäuerlicher Familienbetriebe sicherzustellen. 

 

Zum Thema Importverbot von gentechnisch veränderten Pflanzen ist anzumerken, dass 

Österreich im Anbau gentechnikfrei ist. Auch viele andere Mitgliedsstaaten der EU sind im 

Anbau gentechnikfrei und es gibt viele gentechnikfreie Initiativen. Das gilt auch für die 

Erzeugung von heimischen und europäischen Eiweißpflanzen. 

 

Der Anbau von Eiweißpflanzen konnte in Europa und insbesondere in Österreich deutlich 

ausgeweitet werden. Zur Steigerung der heimischen und europäischen Eiweißversorgung 

hat Österreich gemeinsam mit der Europäischen Kommission während der österreich-

ischen Präsidentschaft eine Eiweißkonferenz in Wien abgehalten. Mit dieser Konferenz hat 

Frau Bundesministerin Köstinger auch den Startschuss für eine eigene Eiweißstrategie 

gesetzt, um die Eigenversorgung in Österreich mit pflanzlichen Eiweiß zu steigern. 

Trotz vieler Initiativen in diesem Bereich werden Österreich und Europa weiterhin von 

Importen bei Eiweißpflanzen angewiesen sein. Insbesondere auf Soja als wertvollem 
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Eiweißträger für die tierische Ernährung wird Europa (und auch Österreich) nicht gänzlich 

verzichten können, obwohl hier der heimische Anbau mit zirka 70.000 ha in den letzten 

Jahren stark zugenommen hat. Die Importe von gentechnisch verändertem Soja betreffen 

vor allem die Schweinefleischproduktion. Im österreichischen Geflügel- und Rindersektor 

wird mit gentechnikfreiem Futter erzeugt. Diese Futtermittel stammen zum Großteil aus 

Österreich und aus europäischem Anbau. 

 

Die Europäische Gemeinschaft hat eines der strengsten Zulassungssysteme für Pflanzen-

schutzmittel. Auf EU-Ebene wird unter Einbindung zahlreicher Expertinnen und Experten 

wissenschaftlich anerkannter Institutionen eine umfassende und strenge Wirkstoffprüfung 

durchgeführt. Das strenge System gilt auch für die Zulassung der Pflanzenschutzmittel in 

den Mitgliedsstaaten. Österreich unterstützt die strengen Regelungen und Auflagen im 

Sinne des höchstmöglichen Schutzes für die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt. 

 

Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 regelt den Höchstgehalt an Pestizidrückständen in 

oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs. Die Zuständig-

keit für Rückstände von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen liegt ausschließlich im Bereich 

des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz. Das 

gilt auch bei der Festlegung von Importtoleranzen. Dies sind Höchstmengen von 

Pflanzenschutzmittelwirkstoffen, die es ermöglichen, dass Produkte aus Drittstaaten 

verkehrsfähig sind.  

Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus spricht sich gegen 

eine Lockerung von Importtoleranzen aus. Grundsätzlich sollten sowohl für Lebens- und 

Futtermittelimporte aus dem EU-Binnenmarkt als auch aus Drittstaaten, zum Schutz der 

Gesundheit, die gleichen Standards angewandt werden.“ 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, dies zu berichten. 

 

 
             NÖ Landesregierung 

Dr. Stephan Pernkopf 
LH-Stellvertreter 
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